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(Nr. 13170.) Geſetz wegen Anderung der Amtsgerichtsbezirke Storkow und Beeskow. Vom 25. November 
1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 

In Abänderung der Verordnung vom 5. Juli 1879 (Geſetzſamml. S. 393) wird das Gebiet des 
früheren Gutsbezirkes Saarow unter Abtrennung von dem Amtsgericht in Storkow dem Amtsgericht in 
Beeskow zugelegt. 5 

8 2. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1927 in Kraft. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 25. November 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


(Nr. 13171.) Geſetz über die Zulaſſung der Frauen zum Schiedsmannsamte. Vom 25. November 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 


Die Schiedsmannsordnung vom 29. März 1879 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 3. De⸗ 
zember 1924 (Geſetzſamml. S. 751) wird wie folgt geändert: 


1. Dem § 2 wird der folgende Abſ. 3 hinzugefügt: 
() Zu dem Amte des Schiedsmanns können auch Frauen berufen werden. 
2. Im § 8 Abſ. 1 wird zwiſchen Nr. 5 und Nr. 6 die folgende Nr. 5a eingefügt: 
5a. bei Frauen die Tatſache, daß ihnen die Fürſorge für ihre Familie die Ausübung des 
Amtes in beſonderem Maße erſchwert. 
3. Im $ 15 Nr. 2 treten an die Stelle der Worte feiner „Ehefrau“ die Worte ſeines „Ehegatten“. 
4. Im 8 33 iſt hinter den Worten „(88 185 bis 187“ einzufügen „und 1894, 


Artikel II. 
Die Rechtsgültigkeit von Amtshandlungen der vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes zum Schieds⸗ 
mannsamte berufenen Frauen kann nicht aus dem Grunde in Frage geſtellt werden, weil nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften die Berufung einer Frau zum Schiedsmannsamt unzuläſſig geweſen ſei. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 15. Dezember 1926.) 
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5 Artikel III. a 
Diefes Geſetz tritt mit dem auf feine Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 25. November 1926. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


(Nr. 13172.) Geſetz zur Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz und 
der ae über die Erhebung von Vorausleiſtungen für die Wegeunterhaltung. Vom 
27. November 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 


Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetz in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 5. Mai 1926 (Geſetzſamml. S. 137) wird wie folgt geändert: 


81. 
§ 4 erhält folgende Faſſung: 
Das nach § 45 des Finanzausgleichsgeſetzes und feiner Abänderungen dem Lande zu⸗ 
ſtehende Aufkommen an Kraftfahrzeugſteuer wird den Provinzen (Bezirksverbänden) und 
den Stadt- und Landkreiſen für Zwecke der öffentlich-rechtlichen Wegeunterhaltung überwieſen. 


§ 2. 
Hinter § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 
Se: 

Von den Überweiſungen aus der Kraftfahrzeugſteuer nach § 4 erhalten die Provinzen 
mit Ausnahme der Provinz Heffen-Naffau, die Bezirksverbände der Regierungsbezirke Caſſel 
und Wiesbaden, die Stadtgemeinde Berlin, der Landeskommunalverband der Hohenzollern— 
ſchen Lande und der Lauenburgiſche Landeskommunalverband insgeſamt ¼, die Stadt- und 
Landkreiſe mit Ausnahme der Stadtgemeinde Berlin insgeſamt ur 


83. 
Hinter § 20 wird folgender $ 20a eingefügt: 
$ 20a. 

(1) Der nach den 88 4, 10a den Stadt- und Landkreiſen zuſtehende Anteil an den Über- 
weiſungen aus der Kraftfahrzeugſteuer wird je zur Hälfte nach dem Gebietsumfang und nach 
der Länge der befeſtigten Landſtraßen außerhalb der geſchloſſenen Ortslage auf die Regierungs⸗ 
bezirke verteilt. Für die Straßenſtrecken iſt der Stand nach dem vorausgegangenen 1. Januar 
maßgebend; Straßenſtrecken, deren Unterhaltung die Provinzen (Bezirksverbände) über⸗ 
nommen haben, bleiben mit Ausnahme der vom Bezirksverbande des Regierungsbezirkes 
Wiesbaden unterhaltenen außer Anſatz. 

(2) Innerhalb eines jeden Regierungsbezirkes wird der ihm gemäß Abſ. 1 zugefallene 
Anteil auf die Geſamtheit der Stadtkreiſe einerſeits und der Landkreiſe andererſeits je zur 
Hälfte nach der bei der letzten Volkszählung ermittelten Bevölkerungszahl ($ 11 Abſ. 2) und 
nach der Länge der befeſtigten Landſtraßen außerhalb der geſchloſſenen Ortslage verteilt. 

(3) Der auf die Geſamtheit der Stadtkreiſe eines Regierungsbezirkes gemäß Abſ. 2 ent⸗ 
fallende Anteil wird nach dem gleichen Schlüſſel auf ſie unterverteilt. f 

(0 Der auf die Geſamtheit der Landkreiſe eines Regierungsbezirkes gemäß Abſ. 2 ent⸗ 
fallende Anteil wird nach Anhörung der Landkreiſe auf fie unterverteilt. 

(5) Die Unterverteilung gemäß Abſ. 2 bis 4 regelt innerhalb eines jeden Regierungs⸗ 
bezirkes der Regierungspräſident für jedes Rechnungsjahr endgültig. Für die Straßenſtrecken 
iſt der Stand nach dem vorausgegangenen 1. Januar maßgebend, Straßenſtrecken, deren 
Unterhaltung die Provinzen (Bezirksverbände) vor dem 1. Januar 1926 übernommen haben, 
bleiben außer Anſatz, ſoweit die Provinz die Unterhaltungskoſten aufbringt. 
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(6) Inſoweit Dritte befeſtigte Landſtraßen außerhalb der geſchloſſenen Ortslage unter⸗ 
halten, ſind fie an den Zuweiſungen entſprechend zu beteiligen. Dies gilt nicht hinſichtlich 
der Provinzen (Bezirksverbände), ſoweit ſie die Unterhaltung von Landſtraßen vor dem 
1. Januar 1926 übernommen haben. § 20 Abſ. 2 und 3 gelten entſprechend. i 


8 4. 
§ 27 Abf. 1 enthält folgende Faſſung: 
Das letzte Drittel der in den 895, 10 zugewieſenen Dotationen ſowie der Anteil der 
Provinzen (Bezirks⸗ und Kommunalberbände) an den Überweiſungen aus der Kraftfahrzeug⸗ 
ſteuer gemäß $$ 4, 10a werden auf die im $ 10 bezeichneten Gebietskörperſchaften je zur Hälfte 
nach Gebietsumfang und Straßenſtrecken unterverteilt jedoch erhält die Stadtgemeinde 
Berlin aus dem Anteile der Provinzen an der Kraftfahrzeugſteuer vorweg einen Sonderbetrag 
in Höhe von 2 Millionen Reichsmark zugewieſen. 
8 5. 
§ 28 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
Die Miniſter des Innern und der Finanzen werden ermächtigt, ein Fünftel des nach 
88 4, 10a für die Provinzen (Bezirksverbände) und die Stadtgemeinde Berlin beſtimmten 
Anteils an den Überweiſungen aus der Kraftfahrzeugſteuer der Rheinprovinz, der Provinz 
Weſtfalen und dem Bezirksverbande des Regierungsbezirkes Wiesbaden für beſondere Zwecke 
des Wegebaues und der Wegeunterhaltung zu überweiſen. 


Artikel II. 


Im $1 der Verordnung über die Erhebung von Vorausleiſtungen für die Wegeunterhaltung vom 
25. November 1923 (Geſetzſamml. S. 540) werden die Worte „mit Fahrzeugen“ erſetzt durch die „mit 
anderen Fahrzeugen als Kraftfahrzeugen“. 

Artikel III. 

Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1926 in Kraft. Mit der Ausführung werden die Miniſter 
des Innern und der Finanzen beauftragt. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 27. November 1926. 

Siegel; Das Preußiſche Staatsminiſterium. 

(Siegel.) 

Braun. Höpker Aſchoff. Grzeſinſki. 


(Nr. 13173.) Sechſte Verordnung zur Durchführung der Ablöſung der Markanleihen der Gemeinden, 
Gemeindeverbände und ſonſtigen öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaften. Vom 27. November 1926. 


Auf Grund der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher 
Anleihen vom 2. Juli 1926 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 343) und in Ergänzung der §8 4 Abſ. 2 und 23 Abf. 1 der Vierten 
Verordnung zur Durchführung der Ablöſung der Markanleihen der Gemeinden, Gemeindeverbände und 
ſonſtigen öffentlich-rechtlichen Körperſchaften vom 10. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 200) und des Abf. 1 der 
Fünften Verordnung vom 25. Oktober 1926 (Geſetzſamml. S. 289) wird verordnet: 

Die Ausſchlußfriſt für die Anmeldung zum Umtauſche von Markanleihen alten Beſitzes der Gemeinden, 
Gemeindeverbände oder der im § 33 der genannten Vierten Verordnung erwähnten anderen öffentlich⸗ 
rechtlichen Körperſchaften in die Ablöſungsanleihen und die Ausſchlußfriſt für den Antrag auf Gewährung 
von Ausloſungsrechten werden für die Markanleihen, die ſich ſpäteſtens ſeit dem 1. Auguſt 1926 in Frankreich, 
Monaco, Tunis, Algier und Franzöſiſch⸗Marokko befinden oder deren Gläubiger in dieſen Gebieten ihren 
Wohnſitz oder ſtändigen Aufenthalt haben, bis zum 31. Dezember 1926 verlängert. 


Berlin, den 27. November 1926. 


Zugleich für den Finanzminiſter, den Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung und den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten: 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 

5 Grzeſinſki. 
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(Nr. 13174.) Bekanntmachung des Geſetzes zur Ergänzung der Abgabengeſetze. Vom 25. November 1926. 


Auf Grund des Artikels 3 des Geſetzes vom 24. November 1926 zur Anderung der Goldabgabenverordnung 
(Geſetzſamml. S. 305) werden die Beſtimmungen im I. und II. Abſchnitt der Verordnung über die Feſtſetzung 
und Zahlung öffentlicher Abgaben auf der Grundlage der Goldmark (Goldabgabenverordnung) vom 18. Januar 1924 
(Geſetzſamml. S. 40) und im III. Abſchnitt des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung 
vom 31. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 361) in der jetzt geltenden Faſſung nachſtehend als Geſetz zur Ergänzung der 
Abgabengeſetze bekannt gemacht. 


Berlin, den 25. November 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 


Geſetz zur Ergänzung der Abgabengeſetze. 
J. Stundungs⸗ und Erſtattungszinſen. 


81. 

Wird die Zahlung einer öffentlichen Abgabe geftundet, fo find jährlich fünf vom Hundert Sinfen zu entrichten; 
die Miniſter der Finanzen und des Innern werden ermächtigt, den Zinsfuß zur Anpaſſung an die für die Reichs⸗ 
ſteuern geltenden Beſtimmungen anderweitig feſtzuſetzen. Die für die Bewilligung der Stundung zuſtändige 
a kann zur Vermeidung unbilliger Härten beſtimmen, daß von der Verzinſung ganz oder teilweiſe abgefehen 
wird. 

2. 

(1) Sind entrichtete Staatsſteuern, kommunale Abgaben leinſchließlich der Umlagen von Gemeindever⸗ 
bänden) oder Landwirtſchafts⸗, Handels- oder Handwerkskammerbeiträge aus den in den §§ 128, 129 der Reichs⸗ 
abgabenordnung genannten Gründen ganz oder teilweiſe zu erſtatten, ſo iſt der zu erſtattende Betrag, wenn er 
fünfzig Reichsmark überſteigt, von der Entrichtung an mit fünf vom Hundert zu verzinfen; Zinsbeträge unter 
einer Reichsmark werden nicht ausbezahlt. Dies gilt nicht für die Stempelſteuer. 

(2) Für die Zeit vor dem 1. Oktober 1926 werden auf Grund dieſer Vorſchrift keine Zinſen gewährt. 


83. 
Die Minifter der Finanzen und des Innern werden ermächtigt, Beſtimmungen zur Durchführung der Vor⸗ 
ſchriften in den §§ 1 und 2 zu exlaffen. 


8 4. 
Die Vorſchriften der §§ 1 bis 3 finden keine Anwendung, ſoweit durch Geſetz oder auf Grund geſetzlicher 
Ermächtigung für einzelne Abgabenarten etwas anderes beſtimmt iſt. 


II. Verzugszinſen. 
85. 

(1) Wird die Zahlung von Staatsſteuern, kommunalen Abgaben leinſchließlich der Umlagen von Gemeinde» 
verbänden und der Beiträge zur Landesſchulkaſſe) oder Landwirtſchafts⸗, Handels- und Handwerkskammerbei⸗ 
trägen nicht rechtzeitig geleiftet, fo find, ſofern die Zahlung nicht geſtundet iſt, Zinſen zu zehn vom Hundert von 
der Fälligkeit an zu zahlen. Die Miniſter der Finanzen und des Innern werden ermächtigt, zur Anpaſſung an 
die für Reichsſteuern geltenden Vorſchriften den Zinsfuß zu ermäßigen. 

(2) Abſ. 1 gilt nicht für die Stempelſteuer. 


III. Kleine Beträge. 


Der Finanzminiſter kann für beſtimmte Staatsſteuern anordnen, daß die Feſtſetzung, Nachforderung oder 
Erſtattung ſolcher Beiträge unterbleibt, die eine gewiſſe Grenze vorausſichtlich nicht überſchreiten. 


IV. Niederſchlagung. 
87. 
Staatsſteuern dürfen nach näherer Beſtimmung des Finanzminiſters niedergeſchlagen werden, wenn feſt⸗ 
ſteht, daß die Beitreibung keinen Erfolg haben wird, oder wenn die Koſten der Beitreibung außer Verhältnis zu 
dem Betrage ſtehen. 


V. Abrundung. 


88. 
Der Finanzminiſter kann Abrundungsvorſchriften für beſtimmte Staatsſteuern ſowie für die der Veran⸗ 


lagung zugrunde zu legenden Beträge und für die Zerlegung der Steuern auf verſchiedene Gemeinde- und Guts⸗ 
bezirke erlaſſen. 
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